
2

Meinungen & Profile
Samstag, 21. Dezember 2024

Leitartikel

Karoline Edrich

Zwei Professoren der
Universität Basel sollen vor
einigen Jahren Studentinnen
sexuell belästigt haben. Diese
Redaktion sowie das SRF
berichteten im November
darüber, nachdem das Basler
Appellationsgericht entschie-
den hatte, dass die Uni die
Untersuchungsberichte an
das Schweizer Fernsehen
herausrücken muss.

Die darin geschilderten Vorfälle
erschrecken: Im Fall der ehema-
ligen Doktorandin Petra F.* soll
der beschuldigte Professor über
Jahre seine Stellung als Doktor-
vater ausgenutzt haben, um
die 18 Jahre jüngere Studentin
zu sexuellen Handlungen zu
überreden.

Im Fall von Claudia Z.* soll ein
Professor die Studentin, die als
wissenschaftliche Hilfskraft für
den renommierten Akademiker
arbeitete, sexuell belästigt
haben. Als sie ihn zu einer
Buchpublikation nach Berlin
begleitete, sei es zu
Annäherungsversuchen
gekommen. Gegenüber dem
SRF-«Kassensturz» schildert
Claudia Z.: «Am letzten Abend
sagte er völlig aus dem Nichts,
dass er mich küssen möchte.»

Die betroffenen Frauen haben
diese Vorfälle der Uni jeweils
gemeldet. Pikant: Die beiden
Professoren arbeiten nach wie
vor an der Hochschule – für
mehr als eine Abmahnung
hat es seitens der Uni nicht
gereicht. Das ist inakzeptabel.

Ein Professor, der seine Macht-
position ausnutzt, um Studen-
tinnen zu sexuellen Handlun-
gen zu überreden, hat in
seinem Amt nichts verloren.
Eine Kündigung wäre –
zumindest im Fall von Petra F.
– die einzig adäquate Reaktion
gewesen. Denn wie der Unter-
suchungsbericht zeigt, gab die
Universität der Betroffenen
recht: Die sexuelle Belästigung
war unstrittig.

Im Fall von Claudia Z. stand
laut Bericht Aussage gegen
Aussage. Sollten sich die
Vorwürfe der ehemaligen
Studentin erhärten, ist auch der
zweite beschuldigte Professor
nicht tragbar und sollte
entlassen werden.

Dass die Universität Basel es
nicht geschafft hat, hart durch-
zugreifen, ist entlarvend. Gegen

aussen gibt sie sich gern
politisch korrekt. In ihrem
«Code of Conduct» bekennt sie
sich zu Gleichstellung,
Diversität und Inklusion – ihren
Dozierenden empfiehlt sie eine
«sensible Kommunikation»
mit den Studierenden. Durch
Genderstern, Doppelpunkt &
Co. sollen neben Frauen immer
auch nonbinäre Personen
explizit angesprochen werden.
Dabei geht es vor allem um
eines: bloss niemandem zu
nahe zu treten.

Die jüngsten Schlagzeilen
lassen die hypersensible
Fassade der Uni Basel jedoch
gehörig bröckeln.

Wenn es darauf ankommt,
schafft es die Uni nicht, konse-
quent durchzugreifen. Statt
klare Kante zu zeigen, lässt sie
lieber die betroffenen Studen-
tinnen über die Klinge sprin-
gen; beide haben ihre akademi-
sche Karriere aufgrund der
Vorfälle beendet. Das ist fatal.

Auf die Frage,warumman nicht
härter durchgegriffen habe,
antwortet die Universität Basel
vage. Im Interviewmit dieser
Redaktion versteckt sich die
Vizedirektorin Nadja Braun
Binder hinter der Empfehlung
einer externen Untersuchungs-
person. Zudem habe man als
öffentlich-rechtliche Institution
nicht die gleiche Kündigungs-
freiheit wie die Privatwirtschaft.
Man könne nicht einfach frei
nach der Devise «hire and fire»
schalten und walten.

Dabei hätte die Universität bei
Machtmissbrauch durchaus
Spielraum. Die Personal
ordnung erlaubt grundsätzlich
die Kündigung von
Mitarbeitenden,wenn diese
eine schwere Pflichtverletzung
begangen haben. Statt den
geschilderten Fall von Petra F.
als genau das zu sehen und
die nötigen Schritte zu unter-
nehmen, lässt die Uni den
beschuldigten Professor
in seinem Amt.

Das rächt sich nun. Denn mit
ihrer Laisser-faire-Taktik hat die
Uni Basel nun den Nährboden
für fragwürdige Aktionen linker
Gruppierungen auf dem Campus
geschaffen.Wie so oft schallen
nunwieder die üblichen Parolen
über den Petersplatz: «Nieder
mit dem Patriarchat», «nieder
mit dem Kapitalismus»
oder «niedermit der Uni».
VergangeneWoche hat die
Aktivistengruppe Revolutionäres
Antipatriarchales Bündnis Basel
(RAB) die beschuldigten Profes-
soren mit Plakaten geoutet.

Das geht zu weit. Selbstjustiz ist
inakzeptabel. Nicht selten
münden derartige Pranger
aktionen in den sozialen
Medien letztlich in Shitstorms,
die nicht nur das Leben der
Beschuldigten zerstören, son-
dern auch das soziale Klima
vergiften. Das Narrativ der
aufgebrachten Aktivisten, die
Uni sei für Studentinnen ein
einziger Stolperpfad voller
Gefahren, ist zudem realitäts-

fern. Die mutmasslichen sexuel-
len Übergriffe sind – zum Glück
– Einzelfälle.

Umso entschiedener hätte die
Uni einschreiten müssen. Dass
dies ein gangbarerWeg wäre,
zeigt ein Beispiel aus Zürich: Die
ETH hat kürzlich entschieden,
einen weltbekannten Klimafor-
scher gehen zu lassen, nachdem
acht Personen, unter anderem
wegen Annäherungen, Vorwürfe
gegen ihn erhoben hatten.

In Basel warten die Betroffenen
derweil vergeblich auf einen
solch konsequenten Entscheid.
Die Uni Basel hat ihre Studie-
renden im Stich gelassen – und
ihre Glaubwürdigkeit zerstört.

*Namen geändert

Die Uni Basel hätte härter durchgreifenmüssen
Die beschuldigten Professoren durften ihren Job trotz Machtmissbrauch behalten. Das wirft kein gutes Licht auf die Hochschule.

Statt klare Kante
zu zeigen, lässt
die Uni Basel lieber
die betroffenen
Studentinnen
über die Klinge
springen.

Die beschuldigten Professoren sind an der Uni Basel mit einer Verwarnung davongekommen. Foto: Taddeo Cerletti
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Bundesgerichtsentscheid Die Se-
rafe-Tarifgebühren für Unter-
nehmen sind zwar verfassungs-
widrig. Das Bundesgericht be-
stätigt diesen Entscheid des
Bundesverwaltungsgerichts,wie
es gestern bekannt gab.Dennoch
müssen Firmen weiterhin die
Abgabe fürRadio und Fernsehen
zahlen, bis der Bundesrat eine
neue Tarifordnung einsetzt.

Betroffen sind Unternehmen
mit einem Umsatz von mehr als
500’000 Franken.DerBundesrat
hatte 2021 die Tarife für sie in
18 Stufen neu festgelegt, die vom
Umsatz abhängen. Sie reichen
von 160 bis 49’925 Franken.

Faktisch ändert sich
erst mal nichts
Bei der Serafe-Gebührhandelt es
sich für Unternehmen wie auch
für Privathaushalte um eine
Zwecksteuer. Die Abstufung für
Firmen sei rechtswidrig, denn
siewiderspräche demGrundsatz
der Gleichheit der Besteuerung,
so das Bundesgericht.

Faktisch ändert sich jedoch
erst mal nichts: Um Rechts-
sicherheit zu gewährleisten,
müssen Firmen bis auf weiteres
die abgestuften Gebühren zah-
len. Da auch die vorhergehende
Tarifstrukturverfassungswidrig
gewesen sei, sei ein Rückgriff auf
sie nichtmöglich, so das Bundes-
gericht.

Der Bundesrat mit Medien-
ministerAlbert Röstiwill dieMe-
diengebühren schrittweise bis
im Jahr 2029 von 365 Franken
auf 300 Franken pro Jahr senken.
Ab 2027 sollen zudem über
60’000Unternehmennichtmehr
zur Kasse gebetenwerden.Denn
neu sollen sie erst ab einem Jah-
resumsatz von 1,2 Millionen
Franken abgabepflichtigwerden.
Dadurch würden rund achtzig
Prozent der Unternehmen von
der Abgabe befreit werden.

Gegen die jetzigen Tarife für
Firmen hatte unter anderem der
Zuger Stahlhändler M7 Metals
geklagt.

Isabel Strassheim

TV-Gebühren
für Firmen sind
verfassungswidrig

Kanton Aargau DerRegierungsrat
wird die stark gestiegenen Ma-
nagerlöhne beim staatseigenen
Energiekonzern Axpo eindäm-
men. Nicht mehr der Verwal-
tungsrat, sondern die General-
versammlung soll jährlich über
die Vergütungen entscheiden.
Der KantonAargau beantrage an
der Generalversammlung vom
17. Januar als erste Massnahme
eine entsprechende Anpassung
der Axpo-Statuten, teilte die
Staatskanzlei gestern mit. Der
Regierungsrat wirft den Axpo-
Chefs eine «fehlende Sensibili-
tät gegenüber Politik,Wirtschaft
und Bevölkerung»vor.Man habe
«wenigVerständnis» dafür, dass
«rekordhohe Boni» ausbezahlt
würden. Die Vergütung für den
Axpo-CEO Christoph Brand
erhöhte sich im Geschäftsjahr
2023/2024von 889’000 Franken
(ohne Beiträge an Pensionskasse
und Sozialversicherungen) in der
Vorjahresperiode auf 1,548 Mil-
lionen Franken. Die Summe für
die gesamte Geschäftsleitung
stieg auf 8,6 Millionen Franken.
DieAxpowies einen Gewinn von
1,5Milliarden Franken aus. (SDA)

Kantone sollen
bei Axpo-Löhnen
mitreden

Benjamin Bitoun

Der Eigenmietwert ist die wohl
umstrittenste aller Steuern – nun
scheint seine Abschaffung in
greifbarerNähe.GesternMorgen
haben der National- und der
Ständerat die Vorlage dazu ver-
abschiedet.

Wer einHaus oder eine Eigen-
tumswohnung besitzt und selbst
bewohnt, muss heute Einnah-
men versteuern, die durch eine
Vermietung des Eigenheims hät-
ten erzielt werden können. Die
Berechnung derHöhe des Eigen-
mietwerts ist Sache derKantone.
Ermuss abermindestens 60 Pro-
zent der Marktmiete betragen.

Im Gegenzug konnten Eigen-
tümerinnen und Eigentümer
bisher aber in der Steuerer-
klärung die Hypothekarzinsen
und die Unterhaltskosten vom
Eigenmietwert abziehen. Als
Faustregel gilt: Beiwem Schuld-
zinsen und Unterhaltskosten
zusammengerechnet höher sind
als der Eigenmietwert, der spart
Steuern.

Für Erstkäufer könnte es
sich tendenziell lohnen
Doch sollte der Eigenmietwert
nun tatsächlich abgeschafftwer-
den, fallen nach demWillen des
Parlaments auch diese Abzugs-
möglichkeiten grösstenteilsweg.
Dadurch ändern sich die Para-
meter der Rechnung.

Werwürde von einerAbschaf-
fung finanziell profitieren –wer
verlieren? Die Hypothekenver-
mittlungsplattform Moneypark
hat vier Rechnungsbeispiele auf-
gestellt.

Für Erstkäufer und erwerbs-
tätige Immobilienbesitzende
ändert sich voraussichtlich we-

nig. Dies, weil sich Eigenmiet-
wert und Abzüge schon heute
praktisch aufheben.Das spiegelt
sich auch imBeispiel vonMoney-
park wider.

Generell gilt: Je tiefer das
Niveau der Hypothekarzinsen,
desto eher profitieren Wohn-
eigentümerinnen und -eigentü-
mer von der Reform, weil der
Wegfall des Schuldzinsabzugs
dann weniger ins Gewicht fällt.
Und da das Zinsniveau aktuell
eher tief ist, dürften auch Erst-
käufer, meist junge, erwerbs-
tätige Immobilienbesitzende,
finanziell von der Abschaffung
des Eigenmietwerts tendenziell
leicht profitieren.

Hinzu kommt, dass die Re-
form Erstkäufern mit einem
Ersterwerbsabzug den Zugang
zumWohneigentum erleichtern
will: Wer erstmals eine selbst
bewohnte Liegenschaft erwirbt,
kann imGegensatz zu den ande-
ren für die ersten zehn Jahre
einen beschränkten Schuldzins-
abzug geltend machen.

Nach der Pensonierung
steigen Steuern anteilsmässig
FürMoneypark-Chef LukasVogt
ist klar: «Die grossen Profiteure
der diskutiertenAbschaffung des
Eigenmietwerts sind die Rent-
ner.» Besonders jene, welche in
einer alten Immobilie wohnen,
die sie vor Jahren günstig ge-
kauft, die Hypothek mittlerwei-
le stark amortisiert haben und
heute nur noch das nötigste an
Unterhaltsarbeiten ausführen.
«Diese Rentner können durch-
aus ein Viertel ihrer Steuerlast
einsparen», so Vogt.

Damitwürde dieAbschaffung
des Eigenmietwerts eine der
grössten Sorgen dieser Bevöl-

kerungsgruppe mildern: die des
Verlusts der eigenen vierWände.
Denn die Tragbarkeit der Eigen-
heimhypothek stellt für sie gleich
aus mehreren Gründen oftmals
eine sehr grosse Herausforde-
rung dar.

Erstens sinkt das Einkommen
nach derPensionierung deutlich.
Die Steuern jedoch steigen,
anteilsmässig gerechnet, da
Abzüge im Zusammenhang mit
der Erwerbstätigkeit wegfallen.
Gleichzeitig müssen die Banken
von einem kalkulatorischen
Zinssatz von fünf Prozent aus-
gehen, obwohl Hypothekarneh-
mer aktuell in vielen Fällen nur
ein bis zwei Prozent bezahlen.

Ferner sind für die Trag-
barkeit einer Immobilie ebenfalls
die Unterhaltskosten zu berück-

sichtigen. Bei einem Liegen-
schaftswert von einer Million
Franken beispielsweise kann
so etwa ein Einkommen von
knapp 130’000 Franken nötig
sein, um die Vorgaben zu erfül-
len, die eine Bank in der Regel
einhalten muss.

Daher gilt es für Eigentüme-
rinnen und Eigentümer, recht-
zeitig ein finanzielles Polster
aufzubauen – und dabei würde
die Verringerung der Steuerlast
durch Abschaffung des Eigen-
mietwerts helfen.

Für ältere Paare, die kurz vor
der Pensionierung stehen und
deren erwachsene Kinder mög-
licherweise schon aus dem ge-
meinsamen Haus ausgezogen
sind, dürfte die Abschaffung
des Eigenmietwerts mehr oder
weniger zum Nullsummenspiel
werden, wie das Rechenbeispiel
von Moneypark zeigt:

Einen Grossteil der Eigen-
heimbesitzenden aus dieser Be-
völkerungsgruppe schmerzt aber
auch der heutige Eigenmietwert
finanziell kaum.Meist stehen sie
noch im Berufsleben und inves-
tieren regelmässig in den Un-
terhalt der Immobilie, wodurch
Steuerabzüge geltend gemacht
werden können.

Wohlhabende haben
das Nachsehen
Mit der Reform fallen solcheAb-
zügeweg.Deshalb prognostiziert
Moneypark-ChefVogt demBau-
gewerbe für die Übergangszeit
ein volles Auftragsbuch: «Be-
schliesst auch das Volk eine Ab-
schaffung, die keinenAbzug von
Zinsen und Unterhaltskosten
mehr zulässt, dürften wir in der
Zeit bis zum Regimewechsel ei-
nen Renovationsboom erleben.»

Während junge Familien sowie
Rentnerinnen und Rentner von
der geplanten Abschaffung des
Eigenmietwerts finanziell profi-
tieren, zählen hingegen die
wohlhabenden Immobilienbesit-
zer, welche mehrere Wohnein-
heiten besitzen, zu den Verlie-
rern der Reform.

DerGrund sind die nichtmehr
im gleichen Mass vorhandenen
Abzugsmöglichkeiten. «Solche
Besitzer bezahlen durch die
Abschaffung wenige Prozent-
punkte mehr Steuern, weil sich
die Hypothekarzinsen für die
vermietetenWohneinheiten nur
noch teilweise abziehen lassen»,
sagt Vogt.

Vorlage ist noch nicht
definitiv verabschiedet
Mit dem Ja des Parlaments zur
Abschaffung ist dieVorlage noch
nicht definitivverabschiedet. Der
Grund ist, dass der Eigenmiet-
wert auch auf Zweitwohnungen
wegfallen soll. Damit die Berg-
kantone nicht auf allzu viele
Steuereinnahmen verzichten
müssen, will das Parlament ih-
nen die Möglichkeit einräumen,
eine neue Steuer einzuführen.
Dafür jedoch ist eine Verfas-
sungsänderung nötig, was eine
ZustimmungvonVolk und Stän-
den vorschreibt.

Die Volksabstimmung dazu
könnte schon kommendes Jahr
stattfinden.DasNein-Lagerwird
breit aufgestellt sein: Neben den
linken Parteien und denMietern
dürften auch das Baugewerbe
und die Banken grosseVorbehal-
te haben, da sie vom heutigen
System der vielen Steuerabzüge
profitieren.

Mitarbeit: Konrad Staehelin

Eigenmietwert durchgerechnet –
wer profitiert, wer verliert
Beispiele Junge Familien, Pensionierte oder Paare: Wie sich die Steuern bei einer Abschaffung
des Eigenmietwerts verändern.

Steuern, Zinsen, Kosten: Wohneigentum will gut berechnet sein. Hier Einfamilienhäuser in Basel. Foto: Pino Covino

Immobilienwert

Rechnungsbeispiel für ein
pensioniertes Ehepaar, in Fr.

810’000

Einkommen 74’700

Eigenmietwert 19’440

567’000Steuerwert

300’000Reinvermögen

Hypothek 200’000

Hypothekarzinsen 3’000
1,50%Hypothekarzinssatz

5’670Unterhaltskosten

Grafik: bit, mrue / Quelle: Moneypark

Pensionierte profitieren
am stärksten

mit Eigenmietwert
Steuern

9’097

Ersparnis bei Abschaf-
fung des Eigenmietwerts

2’273
6’824ohne Eigenmietwert


